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Der EEG-Fonds als ergänzendes Finanzierungsmodell für erneuerbare Energien

Dieses Policy Brief basiert auf der Studie von Matschoss, P., Töpfer, K. (2015): Der EEG-Fonds. Ein ergänzender 
Finanzierungsmechanismus für erneuerbare Energien und Vorbild zukünftiger Infrastrukturfinanzierung?,  
IASS-Study, Februar 2015 (im Folgenden zitiert als Matschoss & Töpfer 2015), in der ausführliche Informationen 
zu Hintergründen, Funktionsweise und Bewertung verschiedener Fondsmodelle zu finden sind. Alle Preise sind 
Realpreise von 2014. Dank geht an Carolin Sperk sowohl für die Review am Policy Brief als auch für die  
Unterstützung bei der IASS-Studie.
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Der EEG-Fonds als ergänzendes Finanzierungsmodell für erneuerbare Energien

erzeit werden die Kosten erneuerbarer 
Energien durch eine Umlage auf den 
Strompreis finanziert. Für eine brei-

tere Finanzierungsbasis der Energiewende spricht 
jedoch eine Reihe innovations-, technologiepoliti-
scher und weiterer Gründe. Vor allem die Tatsache, 
dass die Neuausrichtung des gesamten Energiever-
sorgungssystems Deutschlands ein gesamtgesell-
schaftliches strategisches Zukunftsprojekt, also ein 
Gemeinschaftswerk, darstellt, macht eine öffentliche 
Finanzierung, auch gestreckt über längere Zeiträu-
me, begründbar. Bislang wurden die Technologie-
entwicklung und der Kapazitätsaufbau erneuerbarer 
Energien – also ein wesentlicher Teil der Energiewen-
de – mittels der im Erneuerbare-Energien-Gesetz 
(EEG) festgelegten Umlage, und damit aus den lau-
fenden Zahlungen der Gruppe der nichtprivilegierten 
Stromverbraucher1, finanziert. 

Die Plattform Energiewende am IASS empfiehlt des-
halb zum weiteren Ausbau der erneuerbaren Energi-
en eine teils alternative Finanzierung der Kosten in 
Form eines EEG-Fonds und unterbreitet konkrete 
Vorschläge zu seiner Ausgestaltung mit verschiede-
nen Optionen der Refinanzierung. Dabei werden ge-
nerell die Finanzierung von großen gesellschaftlichen 
Herausforderungen bei anstehenden Infrastrukturfi-
nanzierungen – im Rahmen der Energiewende und 
anderen Bereichen – und die Einbindung institutio-
neller Investoren betrachtet. 

Die Übertragung von Zahlungsverpflichtungen – ins-
besondere der Technologieentwicklungskosten – aus 
dem EEG in einen Fonds hätte eine Reihe von Vor-
teilen: Erstens würde sichtbar, dass der Umstieg auf 
erneuerbare Energien vielfach schon wirtschaftlich 
sinnvoll ist. Dies ist eine wichtige Botschaft nicht nur 
an die inländischen Stromkunden, sondern auch in-

ternational ein Signal. Es würde deutlicher werden, 
dass Strom aus erneuerbaren Energien nicht nur für 
reiche Staaten wie Deutschland eine sinnvolle Option 
für Umwelt und Wirtschaft darstellt. Zweitens würde 
dies für fairere Wettbewerbsbedingungen gegenüber 
konventionellen Energietechnologien sorgen (level 
playing field). Drittens würde durch die breitere Fi-
nanzierungsbasis die Umsetzung der Energiewende 
mehr als Gemeinschaftswerk gestaltet werden.

  Empfehlung 1: Die zurückliegenden 
und zukünftigen Kosten der Technologie-
entwicklung für Photovoltaik und 
Offshore-Windenergie, definiert als der 
Teil der EEG-Vergütungen, der über  
9 ct/kWh liegt, aus der EEG-Systematik 
auszugliedern und komplementär über 
einen EEG-Fonds zu finanzieren.

  Empfehlung 2: Bei einer Einführung 
des Fonds auf die plötzliche Absenkung 
der EEG-Umlage verzichten und sie 
stattdessen konstant halten, um die sonst 
folgenden umstrittenen jährlichen 
Umlagesteigerungen für Stromkunden 
zu vermeiden.

  Empfehlung 3: Es muss politisch 
entschieden werden, ob der Fonds – 
erstens – im Sinne des Gemeinschafts-
werks deutlich breiter als heute, d. h.  
durch öffentliche Haushalte anstatt durch 
Beiträge innerhalb der EEG-Systematik, 
finanziert werden soll, und – zweitens –, 
ob die Zahlungen durch Kreditaufnahme 
(entweder durch öffentliche Haushalte 
oder innerhalb der EEG-Systematik) 
zeitlich gestreckt werden sollen.

1  Nichtprivilegierte Stromverbraucher zahlen den EEG-Regelsatz. Circa 30 % des gesamten Stromverbrauchs 
  (überwiegend energieintensive Industrien und industrielle Eigenerzeugung) sind hingegen privilegiert und mit  
  lediglich 0 bis 10 % des EEG-Regelsatzes belegt.
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Die zurückliegenden und zukünftigen Kosten der 
Technologieentwicklung für Photovoltaik und Off-
shore-Windenergie, definiert als der Teil der EEG-
Vergütungen, der über 9 ct/kWh liegt2, sollten aus der 
EEG-Systematik ausgegliedert und zukünftig kom-
plementär über einen EEG-Fonds finanziert werden. 
Die Vergütungen für Onshore-Windenergie liegen 
von vorneherein unter dieser Grenze, sodass sie wei-
terhin ausschließlich über die Umlage finanziert wer-
den. Die Vergütungen der Biomasse liegen zwar über 
der Grenze, aber es wird bei diesen Technologien 
kein substanziell kostensenkender Fortschritt erwar-
tet. Daher lässt sich eine Aufnahme in den Fonds (der 
Technologieentwicklungskosten übernehmen soll) 
aus der Innovationsperspektive kaum rechtfertigen 
(s. Matschoss & Töpfer 2015, S. 15 – 16). 

Würde der Fonds bereits 2015 eingeführt, sänke der 
Umlagebetrag (und mit ihm die EEG-Umlage in ct/
kWh) abrupt und stiege danach wieder kontinuierlich 
an, aber auf niedrigerem Niveau als ohne Fonds. Da 
die Absenkung eine negative Wirkung auf den Anreiz 
zur Stromeffizienz hat und Steigerungen der EEG-
Umlage politisch bisher immer schwer zu vermitteln 
waren, wird vorgeschlagen, die EEG-Umlage – trotz 
Einführung des Fonds – nicht abzusenken. Stattdes-
sen sollte sie konstant gehalten werden, bis der „Bo-
nus der Nichtabsenkung“ aufgebraucht ist und die 
Umlage trotz Fonds das alte Niveau überschreiten 
wird. 

1. Vorschlag für 
einen EEG-Fonds

In einer Studie hat das Öko-Institut eine modellhafte 
Fortschreibung der EEG-Systematik bis 2050 vorge-
nommen, in der die bis dahin auflaufenden EEG-Zah-
lungsverpflichtungen und Differenzkosten3 sowie 
verschiedene Fondsmodelle quantitativ abgeschätzt 
werden. Diese Fortschreibung impliziert, dass im 
Jahr 2050 80 % der Energieerzeugung aus Erneuerba-
re-Energien-Anlagen stammt und über die EEG-Um-
lage finanziert werden. Die bis dahin auflaufenden 
Differenzkosten fallen somit nicht (ausschließlich) 
zusätzlich an, sondern stellen eine (teilweise) Ver-
schiebung von den ‚normalen‘ Stromkosten in die 
EEG-Umlage dar. Der mit dem EEG 2014 eingeleitete 
Wechsel zur Direktvermarktung und der eventuell 
anstehende Wechsel zu Ausschreibungen stellen die 
Ergebnisse nicht infrage, da es sich lediglich um eine 
wettbewerbliche Bestimmung der Vergütungshöhen 
handelt. Ähnliches gilt für andere, zukünftig einzu-
führende Instrumente, wie etwa Leistungspreise 
für erneuerbare Energien. Die Fortschreibung dient 
allein der Abschätzung der unterschiedlichen Fonds-
modelle. Wie ein Strommarkt angesichts von Leit-
technologien mit keinen bzw. minimalen Grenzkos-
ten (PV und Wind) generell organisiert werden soll, 
kann an dieser Stelle nicht geklärt werden.

2  Die meisten Vorschläge sehen Kosten jenseits von 9 ct/kWh als Beitrag zur Technologieentwicklung an.

3  Differenz zwischen Zahlungsverpflichtung gemäß EEG und Erlös am Stromgroßhandelsmarkt.
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Abbildung 1 stellt den Vorschlag grafisch dar (Strom-
preis-Referenzszenario 40  €/MWh, Preise 2014). 
Oberhalb der Zeitachse sind die Differenzkosten 
farblich aufgeschlüsselt nach Technologien darge-
stellt, die in der Summe den Umlagebetrag bilden. 
Durchgehende Farben stellen den Teil des Umla-
gebetrags dar, der weiterhin über die EEG-Umlage 
finanziert werden soll (Summe als schwarze Linie). 
Schraffierte Farben (oberhalb der schwarzen Linie) 
stellen den residualen Teil dar, der über den Fonds fi-
nanziert werden soll, namentlich der Teil von Photo-
voltaik und Offshore-Windenergie, der über 9 ct/kwh 
liegt. Aufgrund der technologiespezifischen Vergü-

tungshöhen resultieren sie in unterschiedlichen um-
lage- und fondsfinanzierte Anteilen. Unterhalb der 
Zeitachse ist der Fonds nochmals spiegelbildlich dar-
gestellt. Deutlich ist die abrupte Senkung des Umla-
gebetrags bei Einführung des Fonds zu erkennen. Die 
gepunktete, waagerechte Linie 2015 – 2033 auf Höhe 
des 2014er-Umlagebetrags stellt die Nichtabsenkung 
der Umlage dar. Der entsprechend kleiner ausfallende 
Fonds ist durch die gestrichelte Linie unterhalb der 
Zeitachse (bzw. durch die Fläche zwischen Zeitachse 
und Linie) dargestellt. Denkbar ist auch jede mögliche 
Aufteilung zwischen Teilabsenkung der Umlage und 
Teilfinanzierung des Fonds.

Abbildung 1: IASS-Fondsmodell „modifizierter Vergütungsdeckel“

Quelle: Matschoss & 
Töpfer 2015, S. 16, Abb. 2 
(IASS auf Basis von  
Matthes et al. [2014b, S. 
51, Abb. 5 – 6]) 
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3.3 Der modifi zierte Vergütungsdeckel

Wie oben gezeigt, weist das Modell „Vergütungsde-
ckel“ (oder „-split“) die größte Konsistenz mit den in 
Abschnitt 2 genannten technologie- und innovati-
onspolitischen Zielen auf. Um verbleibende Schwä-
chen soweit wie möglich zu beheben, wird hier eine 
modifizierte Variante dieses Modells (Abbildung 2) 
vorgeschlagen.

Es wird empfohlen, den Fonds im Wesentlichen auf 
die innovationsbedingten Kosten (d. h. auf den Teil 
der EEG-Vergütungen, der jenseits von 9 ct/kWh 
liegt) der PV und der Offshore-Windenergie zu be-
schränken. Wie oben gezeigt, lässt sich die langfristige 
Förderung der Biomasse über den Fonds aus Innovati-
onsperspektive kaum rechtfertigen, da – im Gegensatz 
zu Off shore-Wind – keine weitere Senkung der Tech-
nologiekosten erwartet wird. Kostensenkungen sind 
gegebenenfalls auch bei der Geothermie zu erwarten, 
die allerdings kaum ins Gewicht fällt.

Analog zu Abbildung 1d stellt Abbildung 2 das Modell 
„Vergütungsdeckel“ dar, allerdings nur für PV und 
Offshore-Wind. Oberhalb der Zeitachse sind wie-
der die Diff erenzkosten (aufgeschlüsselt nach Tech-
nologien) aufgeführt. Kräftigere Farben stellen den 
Teil des Umlagebetrags dar, der weiterhin über die 
Umlage finanziert werden soll (Summe als schwar-
ze Linie). Hellere Farben (oberhalb der schwarzen 
Linie) stellen den Teil dar, der über den Fonds fi nan-
ziert werden soll, namentlich der Teil der PV und von 
Offshore-Wind, der über 9 ct/kWh liegt. Dieser ist 
erneut unterhalb der Zeitachse eingetragen. Deutlich 
ist die abrupte Senkung des Umlagebetrags bei Ein-
führung des Fonds im Jahr 2015 zu erkennen.

Das stetige Steigen der EEG-Umlage ist, wie er-
wähnt, immer wieder Gegenstand der Kritik. Dies zu 
verhindern kann als ein Teil der Motivation aller prä-
sentierten Fondsvorschläge angesehen werden. Da-
her besteht bei allen Modellen, bei denen die Umlage 
abrupt sinkt und dann wieder stetig steigt, die Ge-
fahr einer Wiederholung von Akzeptanzproblemen. 
Ein weiteres Problem ist die oben genannte negative 
Wirkung einer sinkenden EEG-Umlage auf Energie-
effizienzanreize. Um diese Probleme zu umgehen, 
sollte erwogen werden, die Umlage trotz Einführung 
des Fonds 2015 nicht abzusenken. 

Stattdessen könnte sie solange (real) konstant ge-
halten werden, bis der Umlagebetrag das alte Ni-
veau wieder erforderlich machen würde (gepunk-
tete, waagerechte Linie 2015 bis 2033 auf Höhe des 
2014er-Umlagebetrags in Abbildung 2) und ein 
weiteres Steigen im Jahr 2034 unvermeidlich wird. 
Damit wäre für fast zwei Dekaden das Problem der 
steigenden EEG-Umlage umgangen. Durch die frei 
werdenden Mittel (Differenz zwischen nicht abge-
senkter EEG-Umlage und Umlagebetrag) kann der 
Fonds entsprechend kleiner ausfallen, d. h., die Flä-
che unterhalb der Zeitachse zwischen dieser und 
der gestrichelten Linie entspricht dem reduzierten 
Fonds. Denkbar ist auch jede mögliche Aufteilung 
zwischen Teilabsenkung der Umlage und Teilfi nan-
zierung des Fonds.

Quelle: IASS auf Basis von Matthes et al. (2014b, S. 51, Abb. 5 – 6)
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Würde der Fonds bereits 2015 eingeführt, ergäbe sich 
ein komplementärer jährlicher Finanzbedarf von 9 
bis 9,5 Mrd. Euro in den ersten acht Jahren nach der 
Einführung (siehe Abbildung 2). Danach würde das 
jährliche Volumen innerhalb von zehn Jahren auf 
einen Sockelbedarf von rund 1 Mrd. Euro sinken, 
der dann langsam weiter bis auf rund 0,6 Mrd. Euro 
pro Jahr im Jahr 2050 absinken würde. Würde trotz 
Einführung des Fonds weiterhin der Umlagebetrag 
in den Jahren 2015 bis 2033 nicht abgesenkt werden, 

2. Höhe und Verlauf des 
Fonds und Entwicklung  
der EEG-Umlage

sänke der komplementäre Finanzbedarf der ersten 20 
Jahre auf weniger als die Hälfte. Der Fonds würde in 
den ersten acht Jahren lediglich von jährlich rund 1,4 
auf knapp 4 Mrd. Euro graduell ansteigen und danach 
im Zeitraum 2023 bis 2032 bis auf rund 0,4 Mrd. Euro 
pro Jahr sinken. Ab 2034 wäre der „Bonus“ der Nicht-
absenkung „aufgebraucht“, und es entstünde ein 
identischer Sockelbedarf zur Variante ohne Nichtab-
senkung der Umlage. 

Abbildung 2: Verlauf des Fonds mit und ohne konstante EEG-Kernumlage 2014–2033

Quelle: modifiziert auf 
Basis von Matschoss & 
Töpfer 2015, S. 18, Abb. 3 
(IASS auf Basis von 
Matthes et al. [2014b])
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Zusammengefasst ergibt sich der größte Finanzbe-
darf in den ersten zwei Dekaden nach der Einfüh-
rung. Mit dem Verzicht auf die Absenkung der Umla-
ge wird der Finanzbedarf in dieser Zeit auf unter die 
Hälfte reduziert, um dann ab 2034 einen identischen 
Verlauf wie ohne Fonds zu nehmen. Das sogenannte 
goldene Ende (Gewinnabschöpfung bei EE-Anlagen 
nach Förderende) generiert erst ab 2030 nennenswer-

te Beiträge – d. h. jahresdurchschnittlich 0,75 Mrd./a – 
und könnte somit hauptsächlich für den Sockelbedarf 
eines EEG-Fonds eingesetzt werden. Alle anderen 
Optionen benötigen entweder nicht das Konstrukt 
des Fonds (Einschränkung der EEG-Ausnahmen) 
oder führen zu reinen Verschiebungen innerhalb des 
Strompreises (Stromsteuer).

Abbildung 3: EEG-Kernumlage

Quelle: modifiziert auf 
Basis von Matschoss & 
Töpfer 2015, S. 19, Abb. 4 
(IASS auf Basis von Mat-
thes et al. [2014b])

Die EEG-(Kern-)Umlage4 (Abbildung 3) würde bei 
Einführung abrupt um 2  ct/kWh sinken. Danach 
würde sie wieder stetig – aber langsamer als ohne 
Fonds – bis 2050 ansteigen, wobei sie 2033 wieder das 
Niveau von 2014 erreichen würde. Bei der empfohle-
nen Nichtabsenkung bleibt die EEG-Kernumlage de-
finitionsgemäß im Zeitraum 2014 bis 2033 konstant.
Die neuen Beihilfeleitlinien der EU würden auf Be-
standsanlagen keine Anwendung finden, da der Vor-

teil bereits vor Einführung des Fonds gewährt wurde. 
Bei Neuanlagen stellt der Fonds wahrscheinlich eine 
Beihilfe dar. Allerdings wäre sie vermutlich zulässig, 
solange die Vorteilsgewährung leitlinienkonform zu-
stande kommt. Mit anderen Worten: Es wird anhand 
der Leitlinien über die Zulässigkeit des Fördertatbe-
stands an sich entschieden. Die Art der Refinanzie-
rung (staatlich oder privat) ist hingegen Sache des 
Mitgliedsstaates.

4 Kernumlage bedeutet, dass von weiteren in den Umlagebetrag einfließenden Beträgen wie Nachholungen 
  aufgrund von Prognoseabweichungen, Liquiditätsreserve etc. abstrahiert wird.
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Für die Einführung des Fonds ist es notwendig, nach-
vollziehen zu können, welche grundsätzlichen Mög-
lichkeiten der Refinanzierung überhaupt bestehen 
und welche politischen Grundsatzentscheidungen 
dafür notwendig sind. Dies betrifft zwei Dimensio-
nen: Zum einen ist zu entscheiden, ob ein Fonds (wie 
von uns empfohlen) im Sinne eines Gemeinschafts-
werks deutlich breiter finanziert werden soll als heu-
te, nämlich durch die öffentlichen Haushalte, anstatt 
durch Beiträge innerhalb der EEG-Systematik. Die 
zweite Dimension betrifft die Frage, ob durch Kredit-
aufnahme – zur Implementierung eines Pay-as-you-
use-Prinzips über die Zeit – die heutigen Zahlungen 
vermindert und zeitlich gestreckt werden sollen. 

Letzteres kann wiederum sowohl im Rahmen der 
Haushaltsfinanzierung (staatliche Neuverschuldung) 
als auch innerhalb der EEG-Systematik vorgenom-
men werden. Diese zwei grundsätzlichen Dimensio-
nen sind unterschiedlich kombinierbar, woraus sich 
jeweils unterschiedliche Verteilungs- (Wer zahlt?) 
und Effizienz-/Kostenwirkungen (Wie viel muss ins-
gesamt gezahlt werden?) ergeben. Tabelle 1 stellt die 
Optionen und Wirkungen tabellarisch dar (ein Ver-
bleib des Fonds innerhalb der EEG-Systematik bei 
gleichzeitigem Verzicht auf Kreditfinanzierung wür-
de dem Status quo entsprechen). Natürlich sind auch 
Mischmodelle denkbar.

3. Refinanzierung des Fonds

Tabelle 1: Verteilungs- und Kosten-/Effizienzwirkungen verschiedener Finanzierungsoptionen

Quelle: Matschoss & 
Töpfer 2015, S. 20, 
Tabelle 3

Verteilungswirkung

Öffentliche Haushalte heute:  
Steuererhöhung oder  
Konsolidierung

Öffentliche Haushalte  
morgen/Neuverschuldung:  
staatl. Streckung

Kreditfinanzierung innerhalb  
EEG-Systematik:  
EEG-Streckung

EEG heute

Gemäß resultierender Belastung 
heutiger Personen und Unter-
nehmen

Gemäß resultierender Belastung 
zukünftiger Personen und 
Unternehmen

Nichtprivilegierter zukünftiger 
Stromverbrauch

Status quo

Zusätzliche Kreditkosten gemäß 
staatlichen Kreditkonditionen

Zusätzliche Kreditkosten

 Evtl. gemäß staatlichen 
Kreditkonditionen  
(z. B. KfW-Garantie)

 Ansonsten evtl. höher

Status quo

Kosten-/Effizienzwirkung
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Der EEG-Fonds als ergänzendes Finanzierungsmodell für erneuerbare Energien

Eine Finanzierung über den öffentlichen Haushalt 
entspräche der oben genannten gesamtgesellschaft-
lichen Finanzierung des Gemeinschaftswerks Ener-
giewende. Bezüglich der Verteilungswirkungen 
bedeutet dies eine Verlagerung der Finanzierung 
vom nichtprivilegierten Stromverbrauch hin zum 
Steuersubjekt. Für die Gegenfinanzierung aus dem 
laufenden Staatshaushalt sind verschiedenste Vari-
anten von Steuererhöhungen und/oder Ausgaben-
kürzungen denkbar, die jeweils unterschiedliche 
Verteilungswirkungen haben. Die Alternative der 
staatlichen Neuverschuldung bedeutet als weitere 
Verteilungswirkung eine teilweise zeitliche Verschie-
bung der Zahlungsverpflichtungen auf die Steuer-
zahler von morgen. Da die zusätzliche Neuverschul-
dung eventuell unter die grundgesetzlich verankerte 
Schuldenbremse fällt, wäre außerdem zu prüfen, ob 
die Einführung eines staatlichen Sonderfonds eine 
Alternative darstellt. Dafür gibt es in der bundesdeut-
schen Geschichte eine Reihe historischer Vorbilder 
(Lastenausgleichsfonds, Fonds Deutsche Einheit, 
Wohnungsbauschulden als Teil des Erblastentil-
gungsfonds etc.).

Bezüglich der Effizienz-/Kostenwirkung bedeutet 
eine Kapitalmarktfinanzierung zusätzliche Kredit-
kosten. Generell bietet das derzeitige Niedrigzin-
sumfeld gute Voraussetzungen, und im Rahmen 
staatlicher Neuverschuldung können außerdem die 
günstigen Kreditkonditionen staatlicher Anleihen 
genutzt werden. Eine Kreditfinanzierung innerhalb 
der EEG-Systematik (also durch die Umlage) ent-
spräche hingegen lediglich einer teilweisen zeitlichen 
Verschiebung der Finanzierung durch den nicht-pri-
vilegierten Stromverbrauch. Weiterhin ist zu prüfen, 
ob ein Fonds innerhalb der hochregulierten EEG-
Systematik für die gleichen günstigen Kreditkondi-
tionen qualifiziert ist wie Staatsanleihen. Alternativ 
wäre eine Abwicklung durch eine staatliche Institu-
tion (z. B. Kreditanstalt für Wiederaufbau) denkbar, 
um diese Konditionen sicherzustellen. Andernfalls 
sind die Kosten entsprechend höher.

Wenn die Entscheidung für eine bestimmte Finan-
zierung gefallen ist, ist die jeweils kostenminimieren-
de Umsetzung zu prüfen. So wäre etwa im Fall der 
Haushaltsfinanzierung zu klären, ob tatsächlich das 
Aufsetzen eines Fonds notwendig ist. Stattdessen 
könnte eine separate Ausweisung des Fondsanteils 
im EEG-Umlagebetrag und ein entsprechender Zu-
schuss aus den öffentlichen Haushalten (ähnlich der 
Rentenversicherung) ausreichend sein und die Trans-
aktionskosten entsprechend senken.
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Die Suche nach alternativen Finanzierungsmodellen 
für die EEG-Kosten ist vor dem Hintergrund steigen-
der Herausforderungen in der Finanzierung von Inf-
rastrukturen zu sehen, die teils mit der Energiewende 
im Zusammenhang stehen, aber auch andere Berei-
che betreffen (digitale Netze, Verkehrsinfrastruktur 
etc.). Trotz der guten Begründbarkeit einer Haus-
haltsfinanzierung des EEG-Fonds sind öffentliche 
Finanzierungen zunehmend umstritten und aktuelle 
politische Entwicklungen laufen teils in entgegenge-
setzte Richtungen. Neben der „Schuldenbremse“ und 
der „schwarzen Null“ ist hier die verstärkte Diskus-
sion um Konzepte der direkten Nutzerfinanzierung, 
wie etwa die Verkehrs-Maut, zu nennen. Gleichzeitig 
bedeutet die Kehrseite des Niedrigzinsumfelds, dass 
z.  B. Lebensversicherungen zunehmend Schwierig-
keiten haben, ihre früher getroffenen Zinszusagen 
einzuhalten. Daher kann eine stärkere Einbindung 
institutioneller Investoren aus gesellschaftspoliti-
schen und makroökonomischen Gründen sinnvoll 

sein. Solche Investitionen können für institutionelle 
Investoren attraktiv sein. So könnten z.  B. Lebens-
versicherungen ihre (erheblichen) Mittel zu – für 
Infrastrukturvorhaben – relativ günstigen Konditio-
nen zur Verfügung stellen. Allerdings ist der Abbau 
regulativer Barrieren notwendig, die den Lebensver-
sicherern de facto überwiegend nur die Investition in 
Staatsanleihen ermöglichen. So könnte eine stärker 
über den Kapitalmarkt finanzierte Energiewende 
(anstatt über das EEG) auch für die Finanzierung an-
derer Infrastrukturen als Vorbild dienen. Schließlich 
würde durch die Verknüpfung nach dem Prinzip „Al-
tersvorsorge-Gelder finanzieren Infrastruktur, Inf-
rastrukturrenditen finanzieren Altersvorsorge“ auch 
ein höherer Anteil der generierten Rückflüsse im In-
land verbleiben. Damit hätte die Verknüpfung das Po-
tenzial, die Identifikation und Akzeptanz der Bevöl-
kerung mit dem Generationen- und Zukunftsprojekt 
Energiewende zu stärken.

4. Aktuelle Debatten und 
der Fonds als Modell für 
Infrastrukturfinanzierung
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